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Elternvereinigungen empfehlen Steuerharmonisierung

Gr. Im auftrag der "Schweizerischen Konferenz der Vereinigungen von Eltern
behinderter Kinder" hat sich die schweizerische Arbeitsgemeinschaft zur
Eingliederung von Behinderten SAEB, Zürich, mit einer eingäbe an die "konferenz
der kantonalen finanzdirektoren" gewandt und sie um die forderung von
massnahmen zur Steuerharmonisierung gebeten. Sie tat es mit dem hinweis darauf,
dass der bezug von leistungen der Sozialversicherungen für die eitern von
behinderten kindern eine recht unterschiedliche Steuerbelastung ergeben kann. Solche

unterschiedliche belastungen ergeben sich nicht nur aus der Verschiedenheit
der 26 kantonalen Steuergesetze, sondern selbst auf grund des eidgenössischen
Wehrsteuerrechts. Dies obwohl die leistungen der Sozialversicherungen in der

ganzen Schweiz nach den nämlichen eidgen. gesetzen zur ausrichtung gelangen.
So sind bei der eidgen. wehrsteuer die renten von AHV und IV zu 80 % als
einkommen zu versteuern und es werden danach die IV—taggelder zu 100 %

besteuert, während die ergänzungsleistungen zur AHV und IV steuerfrei sind.
Sodann unterliegen die SUVA—renten der betriebs—Unfallversicherung zu 100 %

der Steuerpflicht und jene der nichtbetriebs—Unfallversicherung je nach dem zu
60 %, 80 % oder 100 %. Während ferner die taggelder der arbeitslosenversiche-

rung und jene der krankenversicherung grundsätzlich hundertprozentig
steuerpflichtig sind, besteht für die spitaltaggelder nur insoweit eine Steuerpflicht als

sie nicht für spitalkosten aufgebraucht werden. Völlig steuerfrei sind die renten
der Eidgen. militärversicherung. Insbesondere aus gründen der rechtsgleichen
behandlung postulieren die in der "konferenz" zusammengeschlossenen neun
elternvereinigungen die harmonisierung der besteuerung von leistungen der
Sozialversicherungen.

Ein weiteres anliegen der elternvereinigungen und der SAEB betrifft die
harmonisierung der Steuerabzüge in den kantonalen Steuergesetzen. Wie eine von der
SAEB in allen kantonen durchgeführte erhebung zeigt, bestehen in der gewährung

von Steuerabzügen bei den einkommenssteuern der kantone gewaltige
unterschiede. Während beispielsweise einzelne kantone für krankheits — invalidi-
tätskosten überhaupt keine Steuerabzüge zulassen, werden in andern kantonen
hiefür Steuerabzüge von fr. 800 — bis 6000- pro jähr gewährt. Es ist die auffas-

sung der elternvereinigungen und der SAEB, dass auch bei den kantonalen
einkommenssteuern eine angemessene einheitliche regelung der Steuerabzüge für
krankheits- und invaliditätskosten geschaffen werden sollte.

Dr. jur. Grischott, 7431 Ausser-Ferrera
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